
   

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreise-
pflicht 

A. Problem und Ziel 

Die große Anzahl an Asylsuchenden, die im Jahr 2015 nach Deutschland gekommen ist, 
stellt Bund, Länder und Kommunen weiter vor große Herausforderungen. Unter ihnen sind 
zahlreiche Personen, die keinen Anspruch auf Schutz nach den in Deutschland geltenden 
Asylregelungen haben. Mit der bestandskräftigen Ablehnung ihres Asylantrags und der 
Feststellung, dass keine Abschiebungsverbote vorliegen, ist rechtsstaatlich festgestellt, 
dass sie Deutschland wieder verlassen müssen. Sofern die Betroffenen innerhalb der 
ihnen gesetzten Frist ihrer Ausreisepflicht nicht freiwillig nachkommen, muss diese im 
Wege der Abschiebung durchgesetzt werden. 

Die Zahl der Rückkehrer (Rückführungen und geförderte freiwillige Ausreisen) ist in den 
letzten Jahren gestiegen. Am 31. Januar 2017 befanden sich ausweislich des Ausländer-
zentralregisters 213 439 vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer in Deutschland. In den 
nächsten Monaten wird das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge fortlaufend voraus-
sichtlich eine hohe Zahl von Asylanträgen von Personen ablehnen, die keines Schutzes in 
Deutschland bedürfen. Die Zahl der Ausreisepflichtigen wird dadurch 2017 weiter steigen. 

Es bedarf daher auch gesetzgeberischer Maßnahmen, um zusätzliche Verbesserungen 
im Bereich der Rückkehr zu erreichen. Dies gilt gerade mit Blick auf solche Ausreisepflich-
tigen, von denen Sicherheitsgefahren ausgehen. 

B. Lösung 

Die Abschiebungshaft wird für vollziehbar Ausreisepflichtige erweitert, von denen eine 
erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende Rechtsgüter der inneren 
Sicherheit ausgeht. Die aufenthaltsrechtliche Überwachung von vollziehbar ausreisepflich-
tigen Ausländern wird erweitert. Es wird eine Regelung geschaffen, nach der eine räumli-
che Beschränkung des Aufenthalts für Geduldete angeordnet werden soll, wenn diese die 
der Abschiebung entgegenstehenden Gründe durch vorsätzlich falsche Angaben oder 
durch eigene Täuschung über ihre Identität oder Staatsangehörigkeit selbst herbeiführen 
oder zumutbare Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehin-
dernissen nicht erfüllen. Die einmonatige Widerrufsfrist nach über einjähriger Duldung 
wird für diese Personengruppe abgeschafft. Die zulässige Höchstdauer des Ausreisege-
wahrsams wird auf zehn Tage verlängert. Ausländische Reisepapiere dürfen künftig auch 
von Deutschen, die Mehrstaater sind, bei Vorliegen von Passentziehungsgründen einbe-
halten werden. Es wird gesetzlich klargestellt, dass das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge besonders geschützte Daten nach einer Einzelfallabwägung vor allem aus 
medizinischen Attesten auch zur Abwehr von Gefahren für Leib oder Leben weitergeben 
darf. Es wird eine Regelung zur unverzüglichen Asylantragstellung für ein in Obhut ge-
nommenes Kind oder Jugendlichen durch das Jugendamt in Fällen, in denen Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, dass das Kind oder der Jugendliche internationalen Schutz 
benötigt, geschaffen. Es wird zudem eine Rechtsgrundlage im Asylgesetz geschaffen, 
wonach das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – ebenso wie bereits die Auslän-
derbehörden – zur Sicherung, Feststellung und Überprüfung der Identität einschließlich 
der Staatsangehörigkeit von Asylsuchenden Daten aus Datenträgern herausverlangen 
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und auswerten kann. Zudem wird eine Regelung ins Asylgesetz aufgenommen, nach der 
die Länder die Befristung der Verpflichtung, in Erstaufnahmeeinrichtungen zu wohnen, für 
Asylsuchende ohne Bleibeperspektive verlängern können. 

C. Alternativen 

Die mit diesem Gesetzentwurf genannten Ziele können nicht allein durch außergesetzli-
che Maßnahmen erreicht werden, auch wenn der freiwilligen Rückkehr Ausreisepflichtiger 
eine hohe Priorität eingeräumt wird: Die freiwillige Rückkehr Ausreisepflichtiger wird wei-
ter gestärkt; der Bund wird im Jahr 2017 zusätzlich 40 Millionen Euro für Rückkehrpro-
gramme und 50 Millionen Euro für Reintegrationsprogramme einsetzen. Auf Länderseite 
sind ebenfalls erhöhte Mittel vorgesehen. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand entstehen nicht. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer, die aus Gründen der inneren Sicherheit neu 
unter gesetzliche Meldepflichten fallen, entsteht ein geringfügiger Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft, insbesondere aus Informationspflichten, entsteht 
nicht. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Im Bund entsteht im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge im Zusammenhang mit der 
Einführung der Möglichkeit zum Auslesen mobiler Datenträger im Asylverfahren einmali-
ger Erfüllungsaufwand in geschätzter Höhe von 3 200 000 Euro. Weiter fallen dort jährlich 
etwa 300 000 Euro Lizenzkosten für die einzusetzende forensische Software sowie ein 
noch nicht bezifferbarer Aufwand für personelle und sachliche Ressourcen, insbesondere 
zur Schulung, an. Nicht bezifferbarer Erfüllungsaufwand entsteht bei der Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit für zusätzlich erforderliche Da-
tenschutzkontrollen. Dieser sowie etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll 
finanziell und stellenmäßig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden. Den Ländern 
entsteht Erfüllungsaufwand, dessen Höhe von derzeit nicht bekannten Faktoren und künf-
tigen Umsetzungsplanungen abhängt und daher nicht konkret beziffert werden kann. 

F. Weitere Kosten 

Weitere Kosten, insbesondere Kosten für die Wirtschaft oder Kosten für soziale Siche-
rungssysteme, sowie Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, entstehen nicht. 



   

 

Entwurf eines Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreise-
pflicht 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Aufenthaltsgesetzes 

Das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 
(BGBl. I S. 162), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. 
I S. 3155) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 56 durch folgende Angabe ersetzt: 

„§ 56 Überwachung ausreisepflichtiger Ausländer aus Gründen der inneren Sicherheit 

§ 56a Elektronische Aufenthaltsüberwachung; Verordnungsermächtigung“. 

2. § 2 Absatz 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 wird das Wort „oder“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 5a eingefügt: 

„5a. von dem Ausländer geht eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter 
oder bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit aus oder“. 

3. Dem § 48 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Verpflichtung nach Satz 1 Nummer 1 gilt auch, wenn ein deutscher Staatsange-
höriger zugleich eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, ihm die Ausreise 
nach § 10 Absatz 1 des Passgesetzes untersagt worden ist und die Vorlage, Aus-
händigung und vorübergehende Überlassung des ausländischen Passes oder Pass-
ersatzes zur Durchführung oder Sicherung des Ausreiseverbots erforderlich ist.“ 

4. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „ausgewiesener“ durch die Wörter „ausreise-
pflichtiger“ ersetzt. 

b) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Eine dem Satz 1 entsprechende Meldepflicht kann angeordnet werden, wenn 
der Ausländer 

1. vollziehbar ausreisepflichtig ist und ein in Satz 1 genanntes Ausweisungsin-
teresse besteht, oder 
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2. auf Grund anderer als der in Satz 1 genannten Ausweisungsinteressen voll-
ziehbar ausreisepflichtig ist und die Anordnung der Meldepflicht zur Abwehr 
einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ist.“ 

c) In Absatz 4 werden nach den Wörtern „§ 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 5“ ein Kom-
ma und die Wörter „zu einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1“ einge-
fügt. 

5. Nach § 56 wird folgender § 56a eingefügt: 

„§ 56a 

Elektronische Aufenthaltsüberwachung; Verordnungsermächtigung 

(1) Um eine erhebliche Gefahr für die innere Sicherheit oder für Leib und Leben 
Dritter abzuwehren, kann ein Ausländer, der einer räumlichen Beschränkung des 
Aufenthaltes nach § 56 Absatz 2 und 3 oder einem Kontaktverbot nach § 56 Absatz 4 
unterliegt, auf richterliche Anordnung verpflichtet werden, 

1. die für eine elektronische Überwachung seines Aufenthaltsortes erforderlichen 
technischen Mittel ständig in betriebsbereitem Zustand am Körper bei sich zu 
führen und 

2. deren Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen. 

(2) Die Anordnung ergeht für längstens drei Monate. Sie kann um jeweils höchs-
tens drei Monate verlängert werden, wenn die Voraussetzungen weiterhin vorliegen. 
Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr vor, ist die Maßnahme unver-
züglich zu beenden. 

(3) Die Ausländerbehörde erhebt und speichert mit Hilfe der vom Ausländer mit-
geführten technischen Mittel automatisiert Daten über 

1. dessen Aufenthaltsort sowie 

2. über etwaige Beeinträchtigungen der Datenerhebung. 

Soweit es technisch möglich ist, ist sicherzustellen, dass innerhalb der Wohnung des 
Ausländers keine über den Umstand seiner Anwesenheit hinausgehenden Aufent-
haltsdaten erhoben werden. Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung 
bestimmen, dass eine andere Stelle als die Ausländerbehörde die in Satz 1 genann-
ten Daten erhebt und speichert. Die Ermächtigung nach Satz 3 kann durch Rechts-
verordnung von den Landesregierungen auf die für den Vollzug dieses Gesetzes zu-
ständigen obersten Landesbehörden übertragen werden. 

(4) Die Daten dürfen ohne Einwilligung der betroffenen Person nur verwendet 
werden, soweit dies erforderlich ist 

1. zur Feststellung von Verstößen gegen eine räumliche Beschränkung des Aufent-
haltes nach § 56 Absatz 2 und 3 oder ein Kontaktverbot nach § 56 Absatz 4, 

2. zur Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit nach § 98 Absatz 3 Nummer 5a oder ei-
ner Straftat nach § 95 Absatz 1 Nummer 6a, 
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3. zur Feststellung eines Verstoßes gegen eine vollstreckbare gerichtliche Anord-
nung nach Absatz 1 und zur Verfolgung einer Straftat nach § 95 Absatz 2 Num-
mer 1a,  

4. zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
einer dritten Person, 

5. zur Verfolgung von erheblichen Straftaten gegen Leib und Leben einer dritten 
Person oder von Straftaten nach § 89a oder § 129a des Strafgesetzbuches oder 

6. zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der technischen Mittel. 

(5) Zur Einhaltung der Zweckbindung nach Absatz 4 hat die Verarbeitung der 
Daten automatisiert zu erfolgen und sind die Daten gegen unbefugte Kenntnisnahme 
besonders zu sichern. Die in Absatz 3 Satz 1 genannten Daten sind spätestens zwei 
Monate nach ihrer Erhebung zu löschen, soweit sie nicht für die in Absatz 4 genann-
ten Zwecke verwendet werden. Jeder Abruf der Daten ist zu protokollieren. Die Pro-
tokolldaten sind nach zwölf Monaten zu löschen. Werden innerhalb der Wohnung der 
betroffenen Person über den Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehende Aufent-
haltsdaten erhoben, dürfen diese nicht verwertet werden und sind unverzüglich nach 
Kenntnisnahme zu löschen. Die Tatsache ihrer Kenntnisnahme und Löschung ist zu 
dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke der Datenschutz-
kontrolle verwendet werden. Sie ist nach Abschluss der Datenschutzkontrolle zu lö-
schen. 

(6) Zur Durchführung der Maßnahme nach Absatz 1 hat die zuständige Stelle im 
Sinne des Absatzes 3: 

1. eingehende Systemmeldungen über Verstöße nach Absatz 4 Nummer 1 entge-
genzunehmen und zu bewerten, 

2. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an die zuständigen Behörden 
weiterzugeben, sofern dies zur Durchsetzung von Maßnahmen nach Absatz 4 
Nummer 1 erforderlich ist, 

3. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an die zuständige Bußgeld-
behörde zur Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit nach § 98 Absatz 3 Nummer 
5a oder an die zuständige Strafverfolgungsbehörde zur Verfolgung einer Straftat 
nach § 95 Absatz 1 Nummer 6a oder Absatz 2 Nummer 1a weiterzugeben, 

4. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an zuständige Polizeibehör-
den weiterzugeben, sofern dies zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Ge-
fahr im Sinne von Absatz 4 Nummer 4 erforderlich ist, 

5. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an die zuständigen Polizei- 
und Strafverfolgungsbehörden weiterzugeben, wenn dies zur Verhütung oder zur 
Verfolgung einer in Absatz 4 Nummer 5 genannten Straftat erforderlich ist, 

6. die Ursache einer Meldung zu ermitteln; hierzu kann die zuständige Stelle Kon-
takt mit der betroffenen Person aufnehmen, sie befragen, sie auf den Verstoß 
hinweisen und ihr mitteilen, wie sie dessen Beendigung bewirken kann, 

7. eine Überprüfung der bei der betroffenen Person vorhandenen technischen Ge-
räte auf ihre Funktionsfähigkeit oder Manipulation zu und die zu der Behebung 
einer Funktionsbeeinträchtigung erforderlichen Maßnahmen, insbesondere des 
Austausches der technischen Mittel oder von Teilen davon, einzuleiten, 
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8. Anfragen der betroffenen Person zum Umgang mit den technischen Mitteln zu 
beantworten. 

(7) Im Antrag auf Anordnung einer Maßnahme nach Absatz 1 sind anzugeben 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 

3. die Angabe, ob gegenüber der Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, ei-
ne räumliche Beschränkung nach § 56 Absatz 2 und 3 oder ein Kontaktverbot 
nach § 56 Absatz 4 besteht, 

4. der Sachverhalt sowie 

5. eine Begründung. 

(8) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme sowie 

3. die wesentlichen Gründe. 

(9) Für richterliche Anordnungen nach Absatz 1 ist das Amtsgericht zuständig, in 
dessen Bezirk die zuständige Stelle im Sinne des Absatzes 3 ihren Sitz hat. Für das 
Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 

(10) § 56 Absatz 5 Satz 1 findet entsprechend Anwendung.“ 

6. Dem § 60a Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 4 findet keine Anwendung, wenn der Ausländer die der Abschiebung entge-
genstehenden Gründe durch vorsätzlich falsche Angaben oder durch eigene Täu-
schung über seine Identität oder Staatsangehörigkeit selbst herbeigeführt oder zu-
mutbare Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehinder-
nissen nicht erfüllt hat.“ 

7. Dem § 61 Absatz 1c wird folgender Satz angefügt: 

„Eine räumliche Beschränkung auf den Bezirk der Ausländerbehörde soll angeordnet 
werden, wenn der Ausländer die der Abschiebung entgegenstehenden Gründe durch 
vorsätzlich falsche Angaben oder durch eigene Täuschung über seine Identität oder 
Staatsangehörigkeit selbst herbeiführt oder zumutbare Anforderungen an die Mitwir-
kung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen nicht erfüllt.“ 

8. Dem § 62 Absatz 3 Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Abweichend von Satz 3 ist die Sicherungshaft bei einem Ausländer, von dem eine 
erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende Rechtsgüter der inne-
ren Sicherheit ausgeht, auch dann zulässig, wenn die Abschiebung nicht innerhalb 
der nächsten drei Monate durchgeführt werden kann.“ 

9. In § 62b Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „vier“ durch das Wort „zehn“ ersetzt. 
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10. In § 88 Absatz 2 Nummer 1 werden nach dem Wort „wenn“ die Wörter „dies zur Ab-

wehr von erheblichen Gefahren für Leib und Leben des Ausländers oder von Dritten 
erforderlich ist,“ eingefügt. 

11. § 95 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 Buchstabe b wird das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt. 

bb) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefügt: 

„1a. einer vollstreckbaren gerichtlichen Anordnung nach § 56a Absatz 1 zu-
widerhandelt und dadurch die kontinuierliche Feststellung seines Auf-
enthaltsortes durch eine in § 56a Absatz 3 genannte zuständige  Stelle 
verhindert oder“. 

b) Es wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) In Fällen des Absatzes 2 Nummer 1a wird die Tat nur auf Antrag einer 
dort genannten zuständigen Stelle verfolgt.“ 

Artikel 2 

Änderung des Asylgesetzes 

Das Asylgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 2008 (BGBl. 
I S. 1798), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 4. November 2016 
(BGBl. I S. 2460) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 15 folgende Angabe eingefügt: 

„§ 15a Auswertung von Datenträgern“. 

2. § 8 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die nach diesem Gesetz erhobenen Daten dürfen auch 

1. zur Ausführung des Aufenthaltsgesetzes, 

2. zur gesundheitlichen Betreuung und Versorgung von Asylbewerbern, 

3. für Maßnahmen der Strafverfolgung, 

4. zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben des Asylbewerbers 
oder von Dritten und 

5. auf Ersuchen zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 

den damit betrauten öffentlichen Stellen, soweit es zur Erfüllung der in ihrer Zustän-
digkeit liegenden Aufgaben erforderlich ist, übermittelt und von diesen dafür verarbei-
tet und genutzt werden.“ 

3. § 15 wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 2 Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. im Falle des Nichtbesitzes eines gültigen Passes oder Passersatzes an der 
Beschaffung eines Identitätspapiers mitzuwirken und auf Verlangen alle Da-
tenträger, die für die Feststellung seiner Identität und Staatsangehörigkeit 
von Bedeutung sein können und in deren Besitz er ist, den mit der Ausfüh-
rung dieses Gesetzes betrauten Behörden vorzulegen, auszuhändigen und 
zu überlassen;“. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „nachkommt“ die Wörter „sowie nicht 
gemäß Absatz 2 Nummer 6 auf Verlangen die Datenträger vorlegt, aushändigt 
oder überlässt“ und werden nach dem Wort „Unterlagen“ die Wörter „oder Daten-
träger“ eingefügt. 

4. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefügt: 

„§ 15a 

Auswertung von Datenträgern 

(1) Die Auswertung von Datenträgern ist nur zulässig, soweit dies für die Fest-
stellung der Identität und Staatsangehörigkeit des Ausländers nach § 15 Absatz 2 
Nummer 6 erforderlich ist und der Zweck der Maßnahme nicht durch mildere Mittel er-
reicht werden kann. § 48 Absatz 3a Satz 2 bis 8 und § 48a des Aufenthaltsgesetzes 
gelten entsprechend. 

(2) Für die in Absatz 1 genannten Maßnahmen ist das Bundesamt zuständig.“ 

5. Nach § 47 Absatz 1a wird folgender Absatz 1b eingefügt: 

„(1b) Die Länder können regeln, dass Ausländer abweichend von Absatz 1 ver-
pflichtet sind, bis zur Entscheidung des Bundesamtes über den Asylantrag und im 
Falle der Ablehnung des Asylantrags als offensichtlich unbegründet oder als unzuläs-
sig bis zur Ausreise oder bis zum Vollzug der Abschiebungsandrohung oder -
anordnung in der für ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 
Die §§ 48 bis 50 bleiben unberührt. Insbesondere ist § 50 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
zu beachten, wonach der Ausländer unverzüglich aus der Aufnahmeeinrichtung zu 
entlassen ist, wenn das Bundesamt nicht oder nicht kurzfristig entscheiden kann, 
dass der Asylantrag unzulässig oder offensichtlich unbegründet ist.“ 

Artikel 3 

Änderung des Achten Buchs Sozialgesetzbuch 

Dem § 42 Absatz 2 des Achten Buchs Sozialgesetzbuch – Kinder und Jugendhilfe – 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das 
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234) geändert 
worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

„Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 gehört zu den Rechtshandlungen nach Satz 4, 
zu denen das Jugendamt verpflichtet ist, insbesondere die unverzügliche Stellung eines 
Asylantrags für das Kind oder den Jugendlichen in Fällen, in denen Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass das Kind oder der Jugendliche internationalen Schutz im Sinne 
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des § 1 Absatz 1 Nummer 2 des Asylgesetzes benötigt; dabei ist das Kind oder der Ju-
gendliche zu beteiligen.“ 

Artikel 4 

Einschränkung eines Grundrechts 

Durch Artikel 1 Nummer 2, Artikel 1 Nummer 8 und Artikel 1 Nummer 9 wird das 
Grundrecht der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes) einge-
schränkt. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 



   

Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Die große Anzahl an Asylsuchenden, die im Jahr 2015 nach Deutschland gekommen ist, 
stellt Bund, Länder und Kommunen weiter vor große Herausforderungen. Unter ihnen sind 
zahlreiche Personen, die keinen Anspruch auf Schutz nach den in Deutschland geltenden 
Asylregelungen haben. Mit der bestandskräftigen Ablehnung ihres Asylantrags und der 
Feststellung, dass keine Abschiebungsverbote vorliegen, ist rechtsstaatlich festgestellt, 
dass sie Deutschland wieder verlassen müssen. Sofern die Betroffenen innerhalb der 
ihnen gesetzten Frist ihrer Ausreisepflicht nicht freiwillig nachkommen, muss diese im 
Wege der Abschiebung durchgesetzt werden. 

Die Zahl der Rückkehrer (Rückführungen und geförderte freiwillige Ausreisen) ist deutlich 
gestiegen. 2014 kehrten gut 27 000 Ausreisepflichtige aus Deutschland zurück; 2015 wa-
ren es knapp 58 000; im vergangenen Jahr waren es rund 80 000. In den nächsten Mona-
ten wird das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge fortlaufend voraussichtlich eine ho-
he Zahl von Asylanträgen von Personen ablehnen, die keines Schutzes in Deutschland 
bedürfen. Die Zahl der Ausreisepflichtigen wird dadurch 2017 weiter steigen. Am 31. Ja-
nuar 2017 befanden sich ausweislich des Ausländerzentralregisters 213 439 vollziehbar 
ausreisepflichtige Ausländer in Deutschland. 

Es bedarf daher auch gesetzgeberischer Maßnahmen, um zusätzliche Verbesserungen 
im Bereich der Rückkehr zu erreichen. Dies gilt gerade mit Blick auf solche Ausreisepflich-
tigen, von denen Sicherheitsgefahren ausgehen.  

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Die Abschiebungshaft wird für vollziehbar Ausreisepflichtige erweitert, von denen eine 
erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende Rechtsgüter der inneren 
Sicherheit ausgeht. 

Die aufenthaltsrechtliche Überwachung von ausreisepflichtigen Ausländern wird erweitert. 

Es wird eine Regelung geschaffen, nach der eine räumliche Beschränkung des Aufent-
halts für Geduldete angeordnet werden soll, wenn diese die der Abschiebung entgegen-
stehenden Gründe durch vorsätzlich falsche Angaben oder durch eigene Täuschung über 
ihre Identität oder Staatsangehörigkeit selbst herbeiführen oder zumutbare Anforderungen 
an die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen nicht erfüllen. 

Die einmonatige Widerrufsfrist nach über einjähriger Duldung wird für diese Personen-
gruppe abgeschafft. 

Die zulässige Höchstdauer des Ausreisegewahrsams wird auf zehn Tage verlängert. 

Ausländische Reisepapiere dürfen künftig auch von Deutschen, die Mehrstaater sind, bei 
Vorliegen von Passentziehungsgründen einbehalten werden. 

Es wird gesetzlich klargestellt, dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge beson-
ders geschützte Daten nach einer Einzelfallabwägung vor allem aus medizinischen Attes-
ten auch zur Abwehr von Gefahren für Leib oder Leben weitergeben darf. 
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Es wird eine Regelung zur unverzüglichen Asylantragstellung für ein in Obhut genomme-
nes Kind oder Jugendlichen durch das Jugendamt in Fällen, in denen Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass das Kind oder der Jugendliche internationalen Schutz benötigt, 
geschaffen. Es wird zudem eine Rechtsgrundlage im Asylgesetz geschaffen, wonach das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – ebenso wie bereits die Ausländerbehörden – 
zur Sicherung, Feststellung und Überprüfung der Identität einschließlich der Staatsange-
hörigkeit von Asylsuchenden Daten aus Datenträgern herausverlangen und auswerten 
kann. 

Zudem wird eine Regelung ins Asylgesetz aufgenommen, nach der die Länder die Befris-
tung der Verpflichtung, in Erstaufnahmeeinrichtungen zu wohnen, für Asylsuchende ohne 
Bleibeperspektive verlängern können. 

III. Alternativen 

Die mit diesem Gesetzentwurf genannten Ziele können nicht allein durch außergesetzli-
che Maßnahmen erreicht werden, auch wenn der freiwilligen Rückkehr Ausreisepflichtiger 
eine hohe Priorität eingeräumt wird: Die freiwillige Rückkehr Ausreisepflichtiger wird wei-
ter gestärkt; der Bund wird im Jahr 2017 zusätzlich 40 Millionen Euro für Rückkehrpro-
gramme und 50 Millionen Euro für Reintegrationsprogramme einsetzen. Auf Länderseite 
sind ebenfalls erhöhte Mittel vorgesehen. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Änderung des § 48 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes (Artikel 1 Nummer 3) wird auf 
die ausschließliche Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes nach Artikel 73 Absatz 1 
Nummer 3 GG (Freizügigkeit) gestützt. Die sonstigen Änderungen im Aufenthaltsgesetz 
und die Änderungen im Asylgesetz sowie im Achten Buch Sozialgesetzbuch beruhen auf 
der Gesetzgebungskompetenz des Bundes nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 4 GG (Auf-
enthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer) und Artikel 74 Absatz 1 Nummer 6 GG 
(Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen) sowie Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 
GG (öffentliche Fürsorge); hinsichtlich der Artikel 74 Absatz 1 Nummern 4 und 7 GG je-
weils in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Eine bundesgesetzliche Regelung ist zur 
Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. Die Modifizierung 
bestehender bundesgesetzlicher Regelungen zur Durchführung von Rückführungen sowie 
im Bereich des Asylverfahrens und zu der Rolle der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
bei der Stellung von Asylanträgen für unbegleitete Minderjährige kann nur durch den 
Bundesgesetzgeber erfolgen, da ansonsten die Gefahr einer Rechtszersplitterung be-
stünde, die sowohl im Interesse des Bundes als auch der Länder nicht hinnehmbar ist. 
Ohne ein weiterhin bundeseinheitliches Aufenthalts- und Asylverfahrensrecht wären er-
hebliche Beeinträchtigungen des länderübergreifenden Rechtsverkehrs beim Aufenthalt 
von Ausländern zu erwarten und eine im gesamtstaatlichen Interesse liegende Steuerung 
der Aufenthaltsbedingungen von Ausländern nicht möglich. Entsprechendes gilt für die 
Rolle der Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei der Asylantragstellung für unbegleitete 
Minderjährige. Eine bundeseinheitliche Regelung ist daher geboten, um die Anwendung 
einheitlicher Maßstäbe auf die betroffenen Sachverhalte zu gewährleisten. Auch die bun-
desweite Mobilität zahlreicher Ausreisepflichtiger, die sich aufenthaltsbeendenden Maß-
nahmen zu entziehen versuchen, macht eine bundeseinheitliche Rechtsgrundlage zu 
Maßnahmen, die auch länderübergreifend vorgenommen werden können, erforderlich. 
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 

Verträgen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. Die gesetzlichen 
Änderungen stehen in Einklang mit den europa- und völkerrechtlichen Vorgaben insbe-
sondere der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und der Europäischen 
Menschenrechtskonvention sowie der Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Normen und Verfahren 
in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger (ABl. L 
348 vom 24.12.2008, S. 98). 

VI. Gesetzesfolgen 

Durch die bessere Durchsetzung der Ausreisepflicht werden die Haushalte des Bundes 
und der Länder von Kosten der Unterbringung und Versorgung ausreisepflichtiger Perso-
nen entlastet, die ohne diese Maßnahmen nicht ihrer Ausreisepflicht nachkommen und 
Sozialtransferleistungen, insbesondere nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, in An-
spruch nehmen würden. Diese Kosten werden auf durchschnittlich zwischen 400 und 500 
Euro je Person und Monat geschätzt. Die genauen Wirkungen einzelner oder aller Maß-
nahmen dieses Gesetzentwurfs auf die Gesamtzahl der zusätzlich ausreisenden Perso-
nen lässt sich nicht angeben.  

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Das Gesetz dient nicht der Rechts- und Verwaltungsvereinfachung. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Regeln und Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung sind nicht be-
rührt. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand entstehen nicht. 

4. Erfüllungsaufwand 

1. Bürgerinnen und Bürger 

Durch die vorgesehene Ausweitung der Überwachung ausreisepflichtiger Ausländer aus 
Gründen der inneren Sicherheit entsteht den überwachten Ausländern insbesondere 
durch die Erfüllung der Meldepflichten ein geringfügiger Erfüllungsaufwand. Es wird - auch 
im Ausländerzentralregister - nicht statistisch nachgehalten, aus welchen Gründen Aus-
weisungen erfolgen, oder ob bestimmte Ausweisungsinteressen vorliegen. Insofern kann 
die Zahl der von den Überwachungsmaßnahmen neu erfassten Ausländer nicht auf ver-
lässlicher Grundlage angegeben werden. 

2. Wirtschaft 

Der Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

3. Verwaltung 

Der Verwaltung des Bundes entsteht Erfüllungsaufwand im Zusammenhang mit der Ein-
führung der Möglichkeit zum Auslesen mobiler Datenträger im Asylverfahren. Ziel des 
Auslesens der gespeicherten Daten ist es, die für die Feststellung der Identität und 
Staatsangehörigkeit relevanten Daten zu erheben. Im Jahr 2016 wurden rd. 280 000 
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Asylsuchende registriert. Es wird unterstellt, dass eine Auswertung der Datenträger bei 
bis zu 50-60 % der Antragsteller in Betracht kommen könnte. Aus dieser Annahme leiten 
sich rund 150.000 Personen her, bei denen ein Auslesen eines oder mehrerer Datenträ-
ger rein theoretisch in Betracht kommt. Die Neuregelung zum Auslesen von gespeicher-
ten Daten setzt eine Einzelfallentscheidung des Bundesamtes voraus. Die der Berech-
nung zu Grunde gelegten Zahlen stellen eine Annahme dar, die von vielen nicht prognos-
tizierbaren Faktoren (u.a. dem Migrationsgeschehen) abhängt. Für die Mengenannahmen 
wird von der Ausstellung von 500 Ankunftsnachweisen pro Tag für erstmalige Asylantrag-
steller ausgegangen. Weiter werden vorübergehende Nacherfassungen von bisher nicht 
registrierten Asylsuchenden unterstellt. 

Zeitpunkt des Auslesens der Datenträger ist, sofern sich die Maßnahme als erforderlich 
erweist, regelmäßig die Registrierung als Asylsuchender. Um die Bearbeitungszeiten des 
Asylverfahrens nicht zu beeinflussen, darf sich die Auswertung nicht verfahrensverzögert 
auswirken und muss dezentral erfolgen. Daher sollten alle Stellen des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF), die Ankunftsnachweise ausstellen, auch mit Auslese-
punkten ausgestattet werden. Eine vollständige Sicherung von Datenträgern von bereits 
länger in Deutschland aufhältigen Asylsuchenden wird nicht angestrebt.  

Für die Hardwareausstattung eines Auslesepunktes sind etwa 10 000 Euro für die Hard-
ware und 7 000 Euro für die Softwarelizenz anzusetzen. Die Softwarelizenz ist periodisch 
zu erneuern. Dafür sind 3 000 Euro pro Jahr und Gerät anzusetzen. Für die erstmalige 
Schulung der Nutzer der Systeme sind 500 Euro pro Nutzer anzusetzen. Weiter ist zu 
berücksichtigen, dass für die Auswertung von nicht deutschsprachigen Geräten und Ap-
plikationen Sprachunterstützung notwendig sein kann. Alle tatsächlichen Kosten lassen 
sich zuverlässig erst im Rahmen eines durchzuführenden Markterkundungs- / Vergabe-
verfahrens validieren. 

Die beim Auslesen der Speicher für die Feststellung der Identität und Staatsangehörigkeit 
relevanten Daten sind einzeln zu bewerten und die notwendigen und erforderlichen Infor-
mationen sind nach Prüfung mit einer geeigneten Schnittstelle in die entsprechenden Sys-
teme des BAMF einzupflegen. Der Datentransfer und die Speicherung der Daten ist zu 
protokollieren. Für die Realisierung der Schnittstelle sind einmalig 350 000 Euro anzuset-
zen. Für die Realisierung des Informationsmoduls für MARIS werden einmalig 50 .000 
Euro angesetzt. Die Kosten der netzseitigen Anbindung an MARIS und des Pflegeauf-
wands der Schnittstelle und des Moduls werden mit 600 000 Euro angesetzt. 

Für die Erstbeschaffung fallen bei 100 Auslesepunkten einmalig für die forensische Hard-, 
Software und Schulung 1 750 000 Euro an. Weiter werden für die Importschnittstelle 
350 000 Euro und für das geographische Informationsmodul 500 000 Euro angesetzt. Die 
einmaligen Kosten werden auf 3 200 000 Euro geschätzt. Weiter fallen jährlich 300 000 
Euro Lizenzkosten für die forensische Software in den Folgejahren an. Nicht bezifferbarer 
Erfüllungsaufwand entsteht bei der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die In-
formationsfreiheit für zusätzlich erforderliche Datenschutzkontrollen im Zusammenhang 
mit der neuen Regelung zum Auslesen von Datenträgern durch das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge. 

Der weitergehende Aufwand für personelle und sachliche Ressourcen kann erst zu einem 
späteren Zeitpunkt ermittelt werden. 

Dieser sowie etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stel-
lenmäßig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden. 

Über die Haftkosten der Länder wird keine Bundesstatistik geführt. Verschiedene Erhe-
bungen bei den Ländern führen zu Angaben von Haftkosten zwischen 100 und 120 Euro 
pro Haftinsasse und Tag; teils werden bis über 300 Euro angegeben. In wie vielen Fällen 
und für wie viele Hafttage die geänderten Regelungen zur Sicherungshaft Anwendung 
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finden werden, lässt sich nicht prognostizieren, weil die in Betracht kommenden Fallgrup-
pen nicht statistisch erfasst werden. 

Entsprechendes gilt für den Ausreisegewahrsam. Da noch nicht sämtliche möglicherweise 
entstehenden Ausreisegewahrsamseinrichtungen abschließend geplant und errichtet sind, 
ist nicht abzusehen, welche Kosten den Ländern durch die Einrichtung und den Betrieb 
dieser Einrichtungen entstehen werden. Die Kosten werden neben der Anzahl auch er-
heblich von noch nicht feststehenden Faktoren, vor allem vom Standort und der Größe 
dieser Einrichtungen, abhängen, so dass zu den entstehenden Kosten derzeit keine Aus-
sagen getroffen werden können. 

Aussagen zu Maßnahmen der Länder zur Entziehung ausländischer Reisedokumente von 
Mehrstaatern sind der Bundesregierung nicht möglich. Nach Kenntnis der Bundesregie-
rung werden in den Ländern Maßnahmen der Passbehörden, also auch Passversagun-
gen und -entziehungen, nicht statisch nachgehalten und können retrograd auch nicht er-
hoben werden. Erst recht ist es nicht möglich, statistisch zu erheben, in wie vielen der 
Fälle die Betroffenen mehrere Staatsangehörigkeiten und zudem auch ausländische 
Ausweispapiere besitzen, was tatbestandliche Voraussetzung für die Entziehung auslän-
discher Reisedokumente sein soll. Jedenfalls ist nicht von einer erheblichen Fallzahl aus-
zugehen.  

Den zuständigen Landesbehörden entsteht Erfüllungsaufwand durch die neue Vorschrift 
zur elektronischen Aufenthaltsüberwachung (sog. elektronischen Fußfessel). Die Kosten 
für ein vergleichbares System, das bereits von den Justizbehörden der Länder für die 
Überwachung von Weisungen im Rahmen der Führungsaufsicht (§ 68a StGB) eingesetzt 
wird, belaufen sich auf jährlich 1,2 Millionen Euro für den Betrieb einer gemeinsamen 
Überwachungsstelle. Darin enthalten sind die Personalkosten für 16 Mitarbeiter im 
Schichtdienst. Zusätzlich zu diesen Kosten kommen pro überwachte Person einmalige 
Kosten in Höhe von 170 Euro für das Überwachungsgerät und monatliche Kosten in Höhe 
von 500 Euro für die Überwachung der Person, inklusive der Kosten für das Anbringen 
und Lösen des Geräts. In welcher Höhe diese Kosten bei den Ländern tatsächlich anfal-
len würden, ist aufgrund fehlender Erkenntnisse darüber, ob bereits bei den Ländern be-
stehende Einrichtungen mitgenutzt werden, und fehlender Erkenntnisse über die techni-
sche Realisierung und die praktische Ausgestaltung der Überwachung und fehlender Er-
kenntnisse, in wie vielen Fällen eine Überwachung mittels elektronischer Aufenthalts-
überwachung praktisch in Frage kommt, zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht absehbar. Den 
Behörden für den Datenschutz in den Ländern entsteht nicht bezifferbarer Erfüllungsauf-
wand für zusätzlich erforderliche Datenschutzkontrollen. 

5. Weitere Kosten 

Für die Wirtschaft, insbesondere für mittelständische Unternehmen, sind keine sonstigen 
direkten oder indirekten Kosten zu erwarten. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das 
Preisniveau sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Die Regelungen haben keine Auswirkungen für Verbraucherinnen und Verbraucher. 
Gleichstellungspolitische Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung kommt nicht in Betracht, weil die Durchsetzung der Ausreisepflicht eine 
Daueraufgabe darstellt. Bund und Länder überprüfen in Gremien, die zur gemeinsamen 
Behandlung von Rückführungsfragen eingerichtet worden sind, und künftig im Zusam-
menwirken in einem gemeinsamen Zentrum zur Unterstützung der Rückkehr fortlaufend, 
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ob die beabsichtigten Wirkungen der Regelungen erreicht worden sind, betrachten hierbei 
auch Kostengesichtspunkte und stellen Nebenwirkungen von Regelungen fest. Einer zu-
sätzlichen, gesonderten Evaluierung der durch dieses Gesetz geschaffenen Regelungen 
bedarf es in Anbetracht dieser engmaschigen Betrachtung des Gelingens und der Folgen 
der Rückkehrpolitik nicht. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Aufenthaltsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung im Hinblick auf die Änderung der Überschrift des 
§ 56 und auf die Einfügung des neuen § 56a des Aufenthaltsgesetzes. 

Zu Nummer 2 

Durch die Einfügung der neuen Nummer 5a in § 2 Absatz 14 des Aufenthaltsgesetzes 
wird eine näher bestimmte Gefährlichkeit eines vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländers 
als konkreter Anhaltspunkt für eine Fluchtgefahr im Sinne von § 62 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 5 des Aufenthaltsgesetzes legal definiert. Dies entspricht dem Erfahrungswert, 
dass dieser Personenkreis regelmäßig eine hohe Mobilität aufweist und sich behördlichen 
Maßnahmen oftmals zu entziehen versucht. Als mildere Mittel zur Haft kommen aufent-
haltsrechtlich insbesondere Maßnahmen nach § 56 und § 56a des Aufenthaltsgesetzes in 
Betracht. Eine Gefahr für Leib und Leben geht dabei auch von Personen aus, die mit har-
ten Drogen handeln. 

Über den Verweis in § 2 Absatz 15 des Aufenthaltsgesetzes können bei Erfüllung der üb-
rigen Voraussetzungen auch Ausländer in Haft genommen werden, bei denen im Hinblick 
auf den neuen § 2 Absatz 14 Nummer 5a des Aufenthaltsgesetzes eine erhebliche 
Fluchtgefahr nach Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und 
Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Dritt-
staatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf inter-
nationalen Schutz zuständig ist (ABl. L 180 vom 29.6.2013, S. 31, sog. Dublin III-
Verordnung) besteht. Es wäre nicht zu rechtfertigen, dass eine entsprechende Haft wegen 
der Gefährlichkeit des Ausländers bei einer bevorstehenden Abschiebung in einen Dritt-
staat verhängt werden könnte, bei einer bevorstehenden Überstellung im Rahmen des 
Dublin-Mechanismus aber nicht. 

Zu Nummer 3 

Mit der Regelung werden die bereits bestehenden und national sowie international ver-
einbarten Maßnahmen zur Verhinderung der Ausreise von gewaltbereiten Personen aus 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland mit dem Ziel, sich an irregulären Kampf-
handlungen auf ausländischen Staatsgebieten zu beteiligen, umgesetzt.  

Bei deutschen Staatsangehörigen, die zugleich eine oder mehrere andere Staatsangehö-
rigkeiten besitzen, gibt es bisher eine Regelungslücke. Zwar kann ein Ausreiseverbot 
nach § 10 Absatz 1 des Passgesetzes ergehen und der deutsche Pass nach § 8 in Ver-
bindung mit § 7 Absatz 1 des Passgesetzes entzogen werden. Es besteht aber die Ge-
fahr, dass die betreffenden Personen versuchen, das Ausreiseverbot mit Hilfe des aus-
ländischen Passes zu umgehen. Daher bedarf es einer Regelung, die auch die Einzie-
hung des ausländischen Passes oder Passersatzes erlaubt. Die bisher vorgesehenen 
Regelungen zur Einziehung ausländischer Passpapiere gelten aber nur für Ausländer 
(§ 48 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes) bzw. für freizügigkeitsberechtigte Unionsbürger 
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(§ 8 Absatz 1 Nummer 3 des Freizügigkeitsgesetzes/EU). Diese Vorschriften sind daher 
nicht anwendbar, wenn die betreffende Person die deutsche Staatsangehörigkeit und da-
neben eine oder mehrere andere Staatsangehörigkeiten hat (vgl. § 1 des Freizügigkeits-
gesetzes/EU und § 2 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes). 

Durch Ergänzung von § 48 Absatz 1 wird daher einen Regelung geschaffen, auf deren 
Grundlage die Vorlage, Aushändigung und vorübergehende Überlassung eines ausländi-
schen Passes oder Passersatzes auch dann verlangt werden kann, wenn es sich um ei-
nen deutschen Staatsangehörigen mit einer weiteren ausländischen Staatsangehörigkeit 
handelt und die Vorlage, Aushändigung und vorübergehende Überlassung zur Durchfüh-
rung oder Sicherung eines Ausreiseverbots nach § 10 Absatz 1 des Passgesetzes erfor-
derlich ist. 

Die Regelung findet auch Anwendung, soweit es sich bei der ausländischen Staatsange-
hörigkeit um die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union handelt. Der Anwendungsbereich des Freizügigkeitsgesetzes/EU ist in diesen Fäl-
len nicht eröffnet, da sich das Recht auf Aufenthalt in Deutschland bei einem Deutschen, 
der zugleich Angehöriger eines anderen Mitgliedstaates ist, nicht aus dem Unionsrecht, 
sondern aus der deutschen Staatsangehörigkeit ergibt. Soweit sein Aufenthalt also nicht 
auf dem unionsrechtlichen Freizügigkeitsrecht beruht, ist seine Situation vergleichbar mit 
der eines deutschen Staatsangehörigen, der zugleich die Staatsangehörigkeit eines Dritt-
staates hat. Für diese Fälle wird mit der Ergänzung in § 48 Absatz 1 des Aufenthaltsge-
setzes nun eine Regelung für die Entziehung des ausländischen Passes oder Passersat-
zes geschaffen. Die Anwendung des Aufenthaltsgesetzes auf Unionsbürger, die nicht 
oder nicht mehr dem Freizügigkeitsrecht unterfallen, entspricht auch dem Rechtsgedan-
ken des § 11 Absatz 2 des Freizügigkeitsgesetzes/EU, der für diese Fälle grundsätzlich 
auf das Aufenthaltsgesetz verweist. 

Die zuständigen Passbehörden arbeiten in Fällen von Ausreiseverbot und Passüberlas-
sung eng mit den zuständigen Ausländerbehörden und der Bundespolizei zusammen und 
stimmen ihre Maßnahmen miteinander ab. Soweit erforderlich (z.B. Reisen in den Staat 
der anderen Staatsangehörigkeit)informieren diese Behörden auch die zuständigen Be-
hörden der betroffenen dritten Staaten (z.B. Botschaften, Konsulate). 

Zu Nummer 4 

Zu Buchstabe a 

Die Überschrift des § 56 des Aufenthaltsgesetzes wird geändert, weil der Paragraf nicht 
nur Regelungen zur Überwachung von ausgewiesenen Ausländern enthält, sondern auch 
Regelungen zur Überwachung solcher Ausländer trifft, die aus anderen Gründen vollzieh-
bar ausreisepflichtig sind. 

Zu Buchstabe b 

Nach dem bisher geltenden § 56 Absatz 1 Satz 1 setzt die Überwachung eines Auslän-
ders entweder eine Ausweisung auf Grund eines in § 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 des 
Aufenthaltsgesetzes genannten Ausweisungsinteresses oder eine Abschiebungsanord-
nung nach § 58a des Aufenthaltsgesetzes voraus. Ist der Ausländer aus anderen Grün-
den ausreisepflichtig (etwa nach der bestandskräftiger Ablehnung eines Asylantrages 
oder dem Gültigkeitsende eines Aufenthaltstitels) oder sind die in § 56 Absatz 1 Satz 1 
des Aufenthaltsgesetzes genannten besonderen Ausweisungsinteressen erst nach Erlass 
einer – auf andere Ausweisungsinteressen gestützten – Ausweisungsverfügung entstan-
den, ist eine Überwachung des Ausländers daher nur möglich, wenn eine (erneute) Aus-
weisung erfolgt, die auf die in § 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 des Aufenthaltsgesetzes 
genannten Ausweisungsinteressen gestützt wird. 
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Nach der Neuregelung in Satz 2 Nummer 1 genügt für eine Anordnung der Meldepflicht 
und weiterer Überwachungsmaßnahmen nunmehr das Vorliegen der in § 54 Absatz 1 
Nummer 2 bis 5 des Aufenthaltsgesetzes genannten Ausweisungsinteressen. Der Erlass 
einer hierauf gestützten Ausweisungsverfügung ist nicht mehr erforderlich. Die Überwa-
chungsmaßnahmen können somit im Einzelfall ohne die bei Erlass einer Ausweisungsver-
fügung erforderliche Abwägung mit den Bleibeinteressen des Ausländers angeordnet 
werden, sofern der Ausländer vollziehbar ausreisepflichtig ist. Dies ist sachgerecht, weil 
die Ausweisungsverfügung auf die Beendigung des rechtmäßigen Aufenthalts bezieht, 
wobei Bleibeinteressen wie etwa familiäre Belange zu beachten sind, während diesen 
Interessen bei der Entscheidung über die Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit einer 
Überwachungsmaßnahme für einen Ausländer, der bereits vollziehbar ausreisepflichtig 
ist, keine vergleichbare Bedeutung zukommt.  

In Satz 2 Nummer 2 wird die bislang in § 56 Absatz 1 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes 
enthaltene Regelung übernommen; hierdurch kommt es zu keiner Änderung materiellen 
Rechts. 

Zu Buchstabe c 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in § 56 Absatz 1 Satz 2 des Auf-
enthaltsgesetzes. 

Zu Nummer 5 

Der neue § 56a des Aufenthaltsgesetzes regelt die Befugnis der Ausländerbehörde oder 
der sonst nach Landesrecht zuständigen Stelle, den Aufenthaltsort von Ausländern, die 
einer räumlichen Beschränkung des Aufenthaltes nach § 56 Absatz 2 und 3 des Aufent-
haltsgesetzes oder einem Kontaktverbot nach § 56 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes 
unterliegen und von denen eine erhebliche Gefahr für die innere Sicherheit oder für Leib 
und Leben Dritter ausgeht, elektronisch zu überwachen. Die Vorschrift ist im Wesentli-
chen § 56 des Entwurfs des BKA-Gesetzes (vgl. Bundesratsdrucksache 109/17) nachge-
bildet. 

Mit der Einführung der elektronischen Überwachung des Aufenthaltsortes wird ein weite-
res milderes Mittel zur Haft eingeführt. Ziel dieser offenen Maßnahme ist es, den Aufent-
haltsort von Ausländern, von denen eine erhebliche Gefahr für die innere Sicherheit oder 
für Leib und Leben Dritter ausgeht, ständig zu überwachen und auf diese Weise die Be-
gehung derartiger Straftaten zu verhindern. Die ständige Aufenthaltsüberwachung erhöht 
das Risiko, bei der Begehung von Straftaten entdeckt zu werden, und kann auf diese 
Weise zur Straftatenverhütung beitragen. Darüber hinaus ermöglicht die ständige Aufent-
haltsüberwachung ein schnelles Eingreifen zur Straftatenverhütung.  

Im Vergleich zur durchgehenden Observation des Betroffenen, die beträchtliche Personal-
ressourcen bindet, geht mit der elektronischen Aufenthaltsüberwachung als offene Maß-
nahme ein weniger schwerwiegender Eingriff in das Persönlichkeitsrecht des Betroffenen 
einher, da hierbei nur der Aufenthaltsort und nicht auch das Verhalten und die Ge-
sprächspartner des Betroffenen beobachtet werden. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt die die Voraussetzungen für eine gerichtliche Anordnung der elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung. Die aus einer solchen Anordnung resultierenden Ver-
pflichtungen des Ausländers (Mitführen der technischen Mittel und Unterlassen der Beein-
trächtigung von deren Funktionsfähigkeit) entspricht der Regelung in § 56 Absatz 1 des 
Entwurfs des BKA-Gesetzes (vgl. Bundesratsdrucksache 109/17). 
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Zu Absatz 2 

Absatz 2 trifft im Einklang mit § 56 Absatz 8 des Entwurfs des BKA-Gesetzes (vgl. Bun-
desratsdrucksache 109/17) Vorgaben zur höchstmöglichen Dauer der einzelnen Anord-
nung und zur einer möglichen Verlängerung der Maßnahme. Bei Wegfall der Vorausset-
zungen der Anordnung ist die Maßnahme unverzüglich zu beenden. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 Satz 1 enthält die Rechtsgrundlage für die Erhebung- und Speicherung der für 
die elektronische Überwachung erforderlichen Daten durch die Aufsichtsstelle. Ohne be-
sondere Zuständigkeitsregelung findet § 71 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes Anwen-
dung.  

Die Erhebung und Speicherung umfasst grundsätzlich alle Aufenthaltsdaten einschließlich 
der Daten über eine Beeinträchtigung der Erhebung. Dieser umfassende Ansatz ist erfor-
derlich, um sämtliche in Absatz 4 Nummer 1 bis 6 vorgesehenen Verwendungszwecke 
erfüllen und die mit der Überwachung angestrebten Wirkungen erreichen zu können.  

Der Befugnis zur Erhebung von Daten über etwaige Beeinträchtigungen bei der Datener-
hebung (Satz 1 Nummer 2) bedarf es auch, um Funktionsbeeinträchtigungen erkennen zu 
können, die zum Beispiel eine Reparatur der vom Ausländer mitgeführten Geräte erfor-
dern. 

Die Datenerhebung und -speicherung hat automatisiert zu erfolgen (Satz 1). Dies soll die 
Einhaltung der unterschiedlichen Verwendungszwecke sichern und gewährleisten, dass 
die Ausländerbehörde oder die sonst nach Landesrecht zuständige Stelle grundsätzlich 
nur die Daten zur Kenntnis nehmen kann, die für die Erfüllung der gesetzlich vorgesehe-
nen Zwecke erforderlich sind. 

Satz 2 und Absatz 5 Satz 5 schreiben vor, dass der Ausländer in seiner Wohnung keiner 
Datenerhebung und -verwertung ausgesetzt sein darf, aus der sich mehr Informationen 
ergeben als seine Anwesenheit. Eine genaue Ortung innerhalb der Wohnung ist damit 
untersagt. Die Doppelregelung in Satz 2 und Absatz 5 Satz 5 verfolgt dabei einen abge-
stuften Ansatz: Soweit dies technisch möglich ist, dürfen die genannten Aufenthaltsdaten 
gar nicht erst erhoben werden. Sollte technisch ein Ausschluss dieser Daten nicht umge-
setzt werden können, darf jedenfalls eine Verwertung dieser Daten nicht erfolgen. Sie sind 
unverzüglich zu löschen, sobald eine Kenntnisnahme erfolgt ist, wobei die Tatsache ihrer 
Kenntnisnahme und Löschung zu protokollieren ist. 

Die Regelung gewährleistet zugleich, dass die elektronische Aufenthaltsüberwachung 
nicht zu einem unzulässigen Eingriff in den Kernbereich privater Lebensführung führt. 

Die Länder können bestimmen, ob die Ausländerbehörde oder eine andere Stelle für die 
Erhebung und Speicherung der Daten nach Satz 1 zuständig sein soll (Sätze 3 und 4).  

Zu Absatz 4 

Absatz 4 regelt die einzelnen Verwendungszwecke für die nach Absatz 3 erhobenen Da-
ten. 

Nach Nummer 1 dürfen die Daten zur Feststellung von Verstößen gegen eine räumliche 
Beschränkung des Aufenthaltes nach § 56 Absatz 2 und 3 des Aufenthaltsgesetzes oder 
ein Kontaktverbot nach § 56 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes genutzt werden.  

Durch Nummer 2 wird die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten ermög-
licht, die mit entsprechenden Verstößen in einem Zusammenhang stehen.  
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Durch Nummer 3 wird die Feststellung eines Verstoßes gegen die gerichtliche Anordnung 
nach Absatz 1 und die entsprechende Strafverfolgung ermöglicht.  

Nach Nummer 4 dürfen die Daten auch zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Ge-
fahr für Leib, Leben oder die persönliche Freiheit einer dritten Person verwendet werden. 
Nummer 5 erlaubt die Nutzung zu Zwecken der Strafverfolgung wegen erheblicher Straf-
taten gegen Leib und Leben einer dritten Person oder wegen Straftaten nach § 89a oder 
§ 129a des Strafgesetzbuches. Könnten die Daten nicht für die in Nummern 4 und 5 ge-
nannten Zwecke genutzt werden, würde ein erheblicher Vertrauensverlust in die Funkti-
onsfähigkeit der staatlichen Institutionen insgesamt drohen, wenn trotz einer elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung die entsprechenden Daten nicht zur Verfolgung oder Ver-
hinderung erheblicher Straftaten, insbesondere von schweren Gewaltstraftaten, genutzt 
werden dürften. Die wirksame Aufklärung gerade schwerer Straftaten ist ein wesentlicher 
Auftrag eines rechtsstaatlichen Gemeinwesens (vgl. BVerfGE 100, 313, 373, 383 f.; 107, 
299, 316; 109, 279, 336; 115, 320, 345; BVerfG, Urteil vom 11. März 2008, 1 BvR 
256/08), ebenso wie die Abwehr erheblicher Gefahren für höchstpersönliche Rechtsgüter. 

Nach Nummer 6 dürfen die Daten auch zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der 
technischen Mittel verwendet werden. Die Regelung gestattet die Verwendung von Daten, 
die auf eine nicht vom Betroffenen zu vertretende Funktionsbeeinträchtigung hinweisen, 
um diese – zum Beispiel durch Austausch der vom Betroffenen mitgeführten Geräte – 
beseitigen zu können. Denn die Überprüfung der Funktionsfähigkeit der eingesetzten Ge-
räte ist Grundvoraussetzung für eine Nutzung der Daten nach den Nummern 1 bis 5. 

Die Verwendung der Daten für die vorgenannten Zwecke stellt einen Eingriff in das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung dar, der verhältnismäßig ist. Sie verfolgt allein den 
Zweck, Gefahren für hochrangige Rechtsgüter (Leib, Leben oder persönliche Freiheit Drit-
ter) abzuwehren oder schwerwiegende Straftaten, die in diese Rechtsgüter eingreifen, zu 
verfolgen. Maßnahmen mit dieser Zweckbestimmung dienen einem überragenden Ge-
meinwohlinteresse (vgl. BVerfGE 115, 320, 345; vgl. auch BVerfG, Urteil v. 20. April 2016, 
aaO, Randnummer 100).  

Diese Verwendung verletzt auch nicht den Kernbereich privater Lebensgestaltung. Allein 
das Wissen um die unterschiedlichen Aufenthaltsorte ermöglicht keine umfassende 
Kenntnis von den Ausländer betreffenden Vorgängen höchstpersönlicher Art. Dies wäre 
nur dann der Fall, wenn mit der Ortskenntnis jeweils auch die Kenntnis verbunden wäre, 
womit sich der Ausländer an dem jeweiligen Ort beschäftigt. 

Die Formulierung des Absatzes 4 („ohne Einwilligung“) stellt klar, dass die erhobenen 
Daten über die in den Nummern 1 bis 6 genannten Fälle hinaus mit Einwilligung des Aus-
länders auch für sonstige Zwecke verwendet werden dürfen. In Betracht kommt etwa eine 
Verwendung zur Aufklärung anderer Straftaten. 

Zu Absatz 5 

Die in Absatz 5 enthaltenen besonderen Datenverarbeitungs-, Löschungs- und Protokol-
lierungsregelungen entsprechen dem Vorbild des § 463a Absatz 4 der Strafprozessord-
nung.  

Nach Satz 1 sind die nach erhobenen und gespeicherten Daten gegen unbefugte Kennt-
nisnahme besonders zu sichern, um eine Einhaltung der Zweckbindung nach Absatz 4 zu 
gewährleisten. Dabei gibt die Regelung zudem vor, dass die Verarbeitung der Daten au-
tomatisiert zu erfolgen hat. Die Vorschrift wiederholt die in Absatz 3 Satz 1 enthaltene 
Pflicht zur automatisierten Datenverarbeitung. Durch die automatisierte Verarbeitung kann 
sichergestellt werden, dass sie Ausländerbehörde oder die sonst nach Landesrecht zu-
ständige Stelle nur in dem für die Erfüllung der Zwecke nach Absatz 4 Nummer 1 bis 6 
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erforderlichen Umfang Kenntnis von den Daten erhält. Die besondere Sicherung der Da-
ten hat nach den Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes zu erfolgen.  

Satz 2 enthält für die nach Absatz 1 erhobenen Daten eine grundsätzliche Löschungsfrist 
von zwei Monaten. Die Frist ist notwendig, um klären zu können, ob die Daten für die in 
Absatz 4 genannten Zwecke noch benötigt werden. Eine über diese Frist hinausgehende 
Verwendung ist nur zulässig, wenn die Daten zu diesem Zeitpunkt bereits für einen der 
genannten Zwecke verwendet werden. Eine darüber hinausreichende Datenspeicherung 
lässt die Regelung nicht zu. Daten, die für die Zwecke nach Absatz 4 Nummer 1 bis 6 
benötigt werden, können über den Zeitraum von zwei Monaten hinaus gespeichert bleiben 
und für diese Zwecke (weiter) verwendet werden. Die weitere Verarbeitung richtet sich 
dann nach den allgemeinen Grundsätzen.  

Nach Satz 3 ist jeder Abruf der Daten zu protokollieren. Die Protokolle müssen es ermög-
lichen, die Begründung, das Datum und die Uhrzeit dieser Vorgänge und so weit wie mög-
lich die Identität der Person, die die personenbezogenen Daten abgefragt oder offenge-
legt hat, und die Identität des Empfängers der Daten festzustellen. Diese datenschutz-
rechtliche Vorgabe ermöglicht die nachträgliche Kontrolle, ob sich Kenntnisnahme und 
Verwendung der Daten im Rahmen der Zweckbindung nach Absatz 4 bewegt haben und 
durch eine berechtigte Person erfolgt sind. Ihr kommt insoweit auch eine präventive Wir-
kung zu. Satz 4 bestimmt, dass die Protokolldaten nach zwölf Monaten zu löschen sind. 

Die Sätze 5 bis 8 enthalten Regelungen für den Fall, dass innerhalb der Wohnung der 
betroffenen Person über den Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehende Aufenthaltsda-
ten erhoben werden. Nach Satz 5 dürfen diese nicht verwendet werden und sind unver-
züglich nach Kenntnisnahme zu löschen. Satz 6 bestimmt, dass die Tatsache ihrer 
Kenntnisnahme und Löschung zu dokumentieren ist. Diese Dokumentation darf nach 
Satz 7 ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Nach 
Satz 8 ist sie nach Abschluss der Datenschutzkontrolle zu löschen. 

Zu Absatz 6 

Nummer 1 stellt klar, dass die Ausländerbehörde oder die sonst nach Landesrecht zu-
ständige Stelle die im Rahmen der automatisierten Auswertung der Daten eingehenden 
Systemmeldungen über Verstöße nach Absatz 4 Nummer 1 entgegennimmt und bewer-
tet.  

Die Ausländerbehörde oder die sonst nach Landesrecht zuständige Stelle ist nicht in allen 
Fällen, in denen Aktivitäten des überwachten Ausländers ein behördliches Eingreifen er-
fordern, für die Durchführung dieser Maßnahmen zuständig. Nach Nummer 2 leitet die 
Ausländerbehörde oder die sonst nach Landesrecht zuständige Stelle daher insbesonde-
re an Polizeibehörden Daten des Aufenthaltsortes des Ausländers zur Durchsetzung einer 
räumlichen Beschränkung des Aufenthaltes nach § 56 Absatz 2 und 3 oder eines Kon-
taktverbotes nach § 56 Absatz 4 weiter. Nach Nummer 3 gibt sie entsprechend Daten an 
die zuständigen Bußgeld- oder Strafverfolgungsbehörde zur Verfolgung einer Ordnungs-
widrigkeit nach § 98 Absatz 3 Nummer 5a oder einer Straftat nach § 95 Absatz 1 Num-
mer 6a weiter. Nach Nummer 4 werden Daten des Aufenthaltsorts des Ausländers an die 
zuständigen Polizeibehörden weitergegeben, dies zur Abwehr einer erheblichen gegen-
wärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer dritten Person erforderlich ist. Für die 
Verhütung und Verfolgung der in Absatz 4 Nummer 5 genannten Straftaten sind die Poli-
zei- und Strafverfolgungsbehörden zuständig, weshalb Nummer 4 eine entsprechende 
Datenweiterleitung vorsieht. Um die Funktionsfähigkeit der technischen Geräte gewähr-
leisten zu können, enthalten die Nummern 6 bis 8 klarstellende Regelungen dazu, wie die 
Ausländerbehörde oder die sonst nach Landesrecht zuständige Stelle die Funktionsfähig-
keit der Geräte aufrechterhalten kann. 
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Zu Absätzen 7 und 8  

Die Absätze 7 und 8 entsprechen den im Zusammenhang mit den anderen Gefahrenab-
wehrbefugnissen, die einer richterlichen Anordnung bedürfen, getroffenen Regelungen 
zum Inhalt des Antrags und zur gerichtlichen Anordnung. 

Zu Absatz 9  

Absatz 9 regelt, dass die Amtsgerichte für die Anordnung einer elektronischen Aufent-
haltsüberwachung nach Absatz 1 für zuständig sind. Für das Verfahren gelten die Vor-
schriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend.  

Zu Absatz 10  

In Absatz 10 ist durch den Verweis auf § 56 Absatz 4 Satz 1 geregelt, dass die Verpflich-
tungen nach Absatz 1 ruhen, wenn sich der Ausländerin Haft befindet. 

Zu Nummer 6 

Durch die Anfügung eines neuen Satzes an § 60a Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes wird 
eine Ausnahme zum Gebot des § 60a Absatz 5 Satz 4 des Aufenthaltsgesetzes geschaf-
fen. Nach dieser Vorschrift ist eine Abschiebung mindestens einen Monat vorher anzu-
kündigen, wenn die Abschiebung länger als ein Jahr ausgesetzt war und die Duldung zur 
Durchführung der Abschiebung widerrufen werden soll. Diese Regel soll nicht mehr gel-
ten, wenn der Ausländer die der Abschiebung entgegenstehenden Gründe durch vorsätz-
lich falsche Angaben oder durch eigene Täuschung über seine Identität oder Staatsange-
hörigkeit selbst herbeigeführt oder zumutbare Anforderungen an die Mitwirkung bei der 
Beseitigung von Ausreisehindernissen nicht erfüllt hat. Denn in diesen Fällen kann sich 
der Ausländer nicht auf Vertrauensschutz berufen. Dies gilt insbesondere bei der fehlen-
den Mitwirkung bei der Beschaffung von Passersatzpapieren. Minderjährige Geduldete 
müssen sich nicht das Verhalten der Eltern oder sonstiger Personensorgeberechtigter 
zurechnen lassen. 

Zu Nummer 7 

Nach der Neuregelung in § 61 Absatz 1c des Aufenthaltsgesetzes soll eine räumliche 
Beschränkung auf den Bezirk der Ausländerbehörde angeordnet werden, wenn der Aus-
länder die der Abschiebung entgegenstehenden Gründe durch vorsätzlich falsche Anga-
ben oder durch eigene Täuschung über seine Identität oder Staatsangehörigkeit selbst 
herbeiführt oder zumutbare Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von 
Ausreisehindernissen nicht erfüllt. Damit sollen gerade Ausländern, die über ihre Identität 
täuschen oder die bei der Beschaffung von Heimreisedokumenten nicht ausreichend mit-
wirken, enger an den Bezirk der Ausländerbehörde gebunden werden, um ggf. sicherzu-
stellen, dass sie für etwaige erforderliche Mitwirkungshandlungen leichter erreichbar sind 
und um ein mögliches Untertauchen zu erschweren. Minderjährige Geduldete müssen 
sich nicht das Verhalten der Eltern oder sonstiger Personensorgeberechtigter zurechnen 
lassen. 

Zu Nummer 8 

Durch die in Satz 4 geregelte Ausnahme zu § 62 Absatz 3 Satz 3 des Aufenthaltsgeset-
zes kann Abschiebungshaft für einen Ausländer, von dem eine erhebliche Gefahr für Leib 
und Leben oder bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit ausgeht, künftig auch 
dann verhängt werden, wenn die Abschiebung nicht innerhalb des Dreimonatszeitraums 
möglich sein wird. Die in Absatz 4 genannten Fristen bleiben von dieser Regelung unbe-
rührt. 
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Zu Nummer 9 

Die Höchstdauer des Ausreisegewahrsams wird auf zehn Tage festgelegt. 

Zu Nummer 10 

Mit der Neuregelung wird klargestellt, dass geschützte Daten auch zur Abwehr von Ge-
fahren für Leib und Leben übermittelt werden dürfen. In Anbetracht der hochrangigen 
Rechtsgüter Leben und körperliche Unversehrtheit kann eine solche Datenübermittlung 
nach Prüfung im Einzelfall gerechtfertigt sein. 

Zu Nummer 11 

Die neue Strafvorschrift stellt die Zuwiderhandlung gegen die Anordnung nach § 56a Ab-
satz 1 - neu - unter Strafe. Dabei orientiert sie sich, wegen des gleichen Unrechtsgehalts 
auch hinsichtlich des Strafmaßes, an der Strafvorschrift des § 87 Entwurfs des BKA-
Gesetzes (vgl. Bundesratsdrucksache 109/17).. Die Einschränkung auf bedeutsame Zu-
widerhandlungen wird dadurch erreicht, dass die Strafverfolgung von einem Antrag der 
Ausländerbehörde oder einer sonst zuständigen Stelle, die nach Landesrecht bestimmt 
wird, abhängig gemacht wird. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Asylgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung auf Grund der Einfügung eines neuen § 15a in 
das Asylgesetz. 

Zu Nummer 2 

Die Änderung stellt sicher, dass durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge im 
Asylverfahren angefallene Daten auch zur Abwehr von Gefahren für Leib oder Leben des 
Asylbewerbers oder von Dritten an die zuständigen Behörden übermittelt werden dürfen. 
Der islamistisch motivierte Sprengstoffanschlag von Ansbach am 24. Juli 2016 hat deut-
lich gemacht, dass es einer solchen gesetzlichen Klarstellung bedarf. In Anbetracht der 
hochrangigen Rechtsgüter Leben und körperliche Unversehrtheit kann eine solche Da-
tenübermittlung nach Prüfung im Einzelfall gerechtfertigt sein. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

Die Regelung erweitert die Mitwirkungspflicht und verpflichtet einen Ausländer im Falle 
des Nichtbesitzes eines gültigen Passes oder Passersatzes, auch Datenträger, die in sei-
nem Besitz und für die Feststellung seiner Identität oder Staatsangehörigkeit von Bedeu-
tung sein können, den zuständigen Behörden auf Verlangen zur Verfügung zu stellen. 

Die Identitätsprüfung ist bei Personen ohne Ausweisdokumente oft langwierig und fehler-
anfällig. Um die Identitätsprüfung zu erleichtern, kann die Auswertung von Datenträgern, 
wie Mobiltelefonen, Tablets und Laptops, wichtige Erkenntnisse liefern. Entsprechende 
Hinweise lassen sich in zunehmendem Maße nicht nur Mobiltelefonen, sondern auch an-
deren Datenträgern, die die Betreffenden mit sich führen, entnehmen. So können etwa die 
Adressdaten in dem Mobiltelefon eines ausreisepflichtigen Ausländers beziehungsweise 
gespeicherte Verbindungsdaten aufgrund der Auslandsvorwahl wesentliche Hinweise auf 
eine mögliche Staatsangehörigkeit geben.  
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Zu Buchstabe b 

Die Änderung erweitert die Möglichkeiten zur Durchsuchung, soweit der Ausländer seinen 
Mitwirkungspflichten nicht nachkommt. 

Zu Nummer 4 

Der neue § 15a des Asylgesetzes ergänzt den neuen § 15 Absatz 2 Nummer 6 um Rege-
lungen zur Auswertung von Datenträgern. 

Das BAMF wird zur Auswertung von Datenträgern ermächtigt, soweit dies für die Feststel-
lung der Identität und Staatsangehörigkeit eines Ausländers erforderlich und die Maß-
nahme verhältnismäßig ist. Insbesondere darf der Zweck der Maßnahme nicht durch mil-
dere Mittel erreichbar sein. Im Übrigen gelten die Anforderungen des § 48 Absatz 3a 
Satz 2 bis 8 und des § 48a des Aufenthaltsgesetzes entsprechend. So ist z. B. dem 
Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung Rechnung zu tragen, d.h. die Maß-
nahme ist unzulässig, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für die Annahme vorliegen, dass 
durch die Auswertung von Datenträgern allein Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater 
Lebensgestaltung erlangt würden. Zudem dürfen die Datenträger nur von einem Bediens-
teten ausgewertet werden, der die Befähigung zum Richteramt hat. Soweit der Ausländer 
seiner Verpflichtung, die notwendigen Zugangsdaten für die zulässige Auswertung etwa 
seines Mobiltelefons oder seines Smartphones zur Verfügung zu stellen, nicht nach-
kommt, ist die Behörde durch den Verweis auf § 48a des Aufenthaltsgesetzes berechtigt, 
diese Zugangsdaten bei dem zuständigen Telekommunikationsdienstleister zu erheben. 
Derjenige, der Telekommunikationsdienste für den Ausländer über das jeweilige techni-
sche Gerät erbringt, ist verpflichtet, die Daten unverzüglich zu übermitteln. Zur Vermei-
dung heimlicher Maßnahmen ist der Ausländer von der Behörde vorab über das Aus-
kunftsverlangen zu informieren. 

Zu Nummer 5 

Durch die Regelung wird den Ländern in Anlehnung an die Regelung für sichere Her-
kunftsstaaten (Absatz 1a) die Möglichkeit eingeräumt, für Asylbewerber ohne Bleibeper-
spektive eine längere Wohnverpflichtung als die in Absatz 1 vorgesehenen sechs Monate 
vorzusehen. Damit soll insbesondere vermieden werden können, dass eine anstehende 
Aufenthaltsbeendigung durch einen nach dem Ende der Wohnverpflichtung erforderlichen 
Wohnortwechsel des Ausländers unnötig erschwert wird. In welcher Form die Länder die 
Regelung treffen, richtet sich nach Landes-(Verfassungs-)Recht. Dabei werden die Län-
der unter anderem auch die Auswirkungen auf den Arbeitsmarktzugang von Asylbewer-
bern zu berücksichtigen haben. Absatz 1b geht ebenso wie Absatz 1a in ihrem Rege-
lungsbereich als lex specialis der Regelung in § 49 Absatz 1 des Asylgesetzes, nach der 
die Verpflichtung, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, zu beenden ist, wenn eine 
Abschiebungsandrohung vollziehbar und die Abschiebung kurzfristig nicht möglich ist, 
insoweit vor. Im Übrigen bleiben die Regelungen der §§ 48 bis 50 des Asylgesetzes unbe-
rührt, was in Satz 2 klargestellt wird. Satz 3 betont dabei ausdrücklich, dass, wenn das 
Bundesamt nicht oder nicht kurzfristig entscheiden kann, ob ein Asylantrag unzulässig 
oder offensichtlich unbegründet ist, die Person aus der Aufnahmeeinrichtung zu entlassen 
ist. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Achten Buchs Sozialgesetzbuch) 

Durch die Regelung werden die Jugendämter grundsätzlich verpflichtet, für die von ihnen 
in Obhut genommenen unbegleiteten ausländischen Minderjährigen umgehend von Amts 
wegen einen Asylantrag zu stellen, wenn internationaler Schutz in Betracht kommt. Die 
Verpflichtung bezieht sich auf die für die Inobhutnahme von unbegleiteten ausländischen 
Minderjährigen zuständigen Jugendämter, also diejenigen Jugendämter, denen das Kind 
oder der Jugendliche nach § 42b Absatz 3 Satz 1 innerhalb von 14 Tagen zugewiesen 
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wurde oder bei denen der unbegleitete Minderjährige – bei Ausschluss der Verteilung 
nach § 42b Absatz 4 – zur Inobhutnahme verbleibt. Die neue Regelung ist im Zusammen-
hang mit den bestehenden Regelungen in § 42 Absatz 2 Satz 4 des Achten Buches Sozi-
algesetzbuches zu betrachten. Danach ist das Jugendamt während der Inobhutnahme 
berechtigt und im Ergebnis auch verpflichtet, alle Rechtshandlungen vorzunehmen, die 
zum Wohl des Kindes oder des Jugendlichen notwendig sind. Durch die neue Regelung 
wird in Bezug auf unbegleitete ausländische Minderjährige klargestellt, dass es sich bei 
der Asylantragstellung um eine solche Rechtshandlung handelt, die regelmäßig  zum 
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen ist, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass das Kind oder der Jugendliche internationalen Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 
Nummer 2 des Asylgesetzes benötigt. Das bedeutet auch, dass in Bezug auf den Zeit-
punkt der Antragstellung auch zu berücksichtigen ist, ob die persönliche Situation des 
unbegleiteten Minderjährigen die Einleitung des Asylverfahrens zulässt. Ist dies der Fall, 
dann muss die Antragstellung aber auch unverzüglich erfolgen. Dabei ist das Kind oder 
der Jugendliche zu beteiligen.  

Die Verpflichtung des Jugendamtes zur Vornahme von Rechtshandlungen, die zum Wohl 
des Kindes oder des Jugendlichen notwendig sind, umfasst im Falle der Asylantragstel-
lung für einen unbegleiteten ausländischen Minderjährigen auch die Sicherstellung der 
Einhaltung von Mitwirkungs- und Handlungspflichten nach dem Asylgesetz (v.a. nach 
§§ 15, 25, 33 und 71 Asylgesetz). 

Durch die Regelung wird Kommunen nicht unmittelbar eine neue Aufgabe zugewiesen, da 
nach § 69 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch die Träger der Jugendhilfe-
durch Landesrecht bestimmt werden. 

Zu Artikel 4 (Einschränkung eines Grundrechts) 

Die Vorschrift enthält das erforderliche Zitat des eingeschränkten Grundrechts. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 




